Die Mieten in der Schweiz explodieren: Jetzt schlägt der Mieterinnen- und Mieterverband Alarm. Präsidentin Marina Carobbio:
„Auch die Mieter brauchen flankierende Massnahmen“

Der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband (SMV) droht mit einem Nein zur Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf Kroatien. Dies für den Fall, dass der Bundesrat weiterhin nichts gegen überteuerte Wohnungsmieten unternimmt.
Work: Frau Carobbio, was haben Sie gegen Kroaten?
Natürlich nichts. Der Mieterverband ist nicht fremdenfeindlich.
Weshalb verbinden Sie dann die Themen Miete und Migration und drohen mit einem Nein bei der Abstimmung über die Erweiterung des freien Personenverkehrs auf Kroatien?
Es ist Zeit, dass die negativen Seiten der Einwanderung bezüglich des Wohnungsmarkts wahrgenommen werden. Es gibt nicht nur die grosse Problematik Lohndumping, sondern auch die Wohnungsnot in den Ballungsgebieten. Mieterinnen und Mieter brauchen flankierende Massnahmen. Es ist mir aber wichtig zu betonen, dass die Einwanderung nur einer von mehreren Faktoren für die Wohnungsknappheit ist.
Und wie wirkt sich das in den Agglomerationen aus?
Heute drängen gutbezahlte Arbeitskräfte aus der EU in die Hotspots wie Zürich, Zug oder Genf, aber auch Lugano oder Basel. Dort steigen die Mieten massiv. Normalverdienende finden kaum mehr eine bezahlbare Wohnung. Gleichzeitig nutzen gewisse Vermieter die Knappheit aus. Sie erhöhen die Mieten massiv, ohne an den Wohnungen etwas zu verbessern.
Zum Beispiel?
In Zürich zum Beispiel wurde eine Vierzimmerwohnung, an der seit zwanzig Jahren nichts mehr renoviert worden war, für 2503 Franken zur Wiedervermietung ausgeschrieben. Die Mieterin, die den Zuschlag für die Wohnung erhielt, musste dann aber einen Mietzins von 3008 Franken bezahlen, also 20 Prozent mehr. Das ist erpresserisch. Oder im Quartier Aussersihl. Dort wurde sämtlichen Mietern eines Blocks wegen Renovation gekündigt. Eine Wohnung, die 1700 Franken kostete, sollte neu 3800 Franken kosten.
Der Bundesrat schlägt raumplanerische Massnahmen vor. Er will auch die Wohnbaugenossenschaften stärken. Genügt das nicht?
Nein. Das ist viel zu wenig konkret. Ausserdem will der Bundesrat nur prüfen. Das reicht bei weitem nicht.
Welche Massnahmen schlagen Sie vor?
Die Aufschläge beim Anfangsmietzins bei Mieterwechseln müssen auf höchstens 5 Prozent begrenzt werden. Sodann sind Kündigungen zu verbieten, die nur erfolgen, damit vom Nachmieter mehr verlangt werden kann. Um Transparenz herzustellen, braucht es die Pflicht, den Mietzins des Vormieters auf einem Formular anzugeben. Weiter müssen die seit 2004 eingefrorenen Beiträge an die Wohnbauförderung deblockiert und erhöht werden. Dann braucht es Zonen für preisgünstigen Wohnungsbau, wie sie in Zug bereits geschaffen wurden. Schliesslich regen wir ein fünfjähriges Erwerbsverbot für Wohneigentum für neu in die Schweiz kommende Personen an. Ein Teil der Massnahmen kann sicher auf die Brennpunkte beschränkt werden.
Sie sind zwar jetzt in den Schlagzeilen, doch das Echo war eher kritisch. Glauben Sie, dass Sie bei bürgerlichen Politikern mehr Gehör finden?
Der Leidensdruck nimmt täglich zu, die Ausgangslage hat sich massiv verändert. Es ist jetzt am Bundesrat, den Ball aufzunehmen. Wir erwarten, dass er unsere Vorschläge prüft. Das Thema brennt unter den Nägeln. Wenn der Bundesrat den freien Personenverkehr retten will, muss er etwas wirksames tun. Sonst sagt das Volk Nein.
Ralph Hug.
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